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1 Vorbemerkung und Anlass 

Planungsziel ist Bau und Betrieb eines Solarparks (Photovoltaik-Freiflächenanlage) in der 

Feldmark südöstlich von Nienhagen (Stadt Moringen, Landkreis Northeim) auf 

landwirtschaftlich genutzten Flächen (s. Abb. 1). 

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Moringen hat am 20.11.2023 den Beschluss zur 

Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 46 „Solarpark Weper-Nord“ und zur 34. Änderung des 

Flächennutzungsplans bekanntgegeben. Vorentwürfe beider Verfahren liegen vor (PG PUCHE 

2024a,b) 
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Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ist die Prüfung möglicher artenschutzrechtlicher 

Konflikte rechtlich notwendig. Es ist zu untersuchen, ob Verstöße gegen artenschutzrechtliche 

Verbote stattfinden können. Unser Büro wurde dazu beauftragt, die entsprechenden 

Sachverhalte zu ermitteln, mögliche Konflikte darzustellen und �  sofern nachweisbar �  

artenschutzrechtliche Lösungen für diese Konflikte aufzuzeigen.  

Zur Einschätzung möglicher artenschutzrechtlicher Konflikte sind die Brutvorkommen der 

Europäischen Vogelarten entsprechend Richtlinie 2009/147/EG (Europäische 

Vogelschutzrichtlinie) und der Arten des Anh. IV der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie) zu 

untersuchen. Als Ergebnis einer Potenzialermittlung vor Beginn der eigentlichen 

Untersuchungen wurde von uns festgestellt, dass mit keinen Vorkommen besonders 
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geschützter Tier- und Pflanzenarten im geplanten Eingriffsbereich zu rechnen war, die im 

Rahmen der Eingriffsregelung abzuwägen wären. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans (s. Abb. 2) umfasst ca.15,5 ha. Einschließlich eines 

Puffers von maximal 100 Metern um die Projektfläche bemisst sich die zu untersuchende 

Fläche auf ca. 31,8 ha (s. Abb. 3).  
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Die Beauftragung umfasste ursprünglich  

·  eine Vorbegehung zur Potenzialabschätzung, 

·  eine vollständige Revierkartierung der Avifauna entsprechend Richtlinie 2009/147/EG 

(Europäische Vogelschutzrichtlinie), 

·  eine Untersuchung zu etwaigem Vorkommen des Feldhamsters mit einem Spürhund, 

·  Untersuchungen zu Vorkommen von Tagfaltern und Heuschrecken, 

·  eine Kartierung der Biotoptypen, beschränkt auf das geplante Eingriffsgebiet, 

·  einen Fachbeitrag Fauna, 
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·  einen artenschutzrechtlichen Fachbeitrag. 

Artenschutzrechtliche Betroffenheit weiterer streng geschützter Tiergruppen/-arten und 

weiterer im Rahmen der Eingriffsregelung zu untersuchender Tiergruppen/-arten war 

auszuschließen (s. Kap. 5.6.2.2). 

Als Ergebnis einer Potenzialermittlung am 08.03.2024 konnte auf eine Untersuchung der 

beiden Insektengruppen Tagfalter und Heuschrecken verzichtet werden, weil Lebensräume 

bestandsbedrohter Arten dieser beiden Tiergruppen auf der geplanten Eingriffsfläche nicht 

vorhanden sind. 

2 Untersuchungsgebiet 

Grundlage der Untersuchungen war die beplante Fläche (17,5 ha, s. Abb. 2). Weil 

artenschutzrechtlich relevante Auswirkungen des Projektes auch auf angrenzende Flächen 

nicht auszuschließen sind, wurden diese Flächen für die Brutvogelfauna mituntersucht (s. Abb. 

3). 

Das Projektgebiet besteht aus mehreren Flurstücken in der Flur „Auf dem Moosberg“. 2024 

beschränkte sich die Ackernutzung auf zwei Schläge, durch die zwei Gebüschreihen in Nord-

Süd-Richtung verlaufen. Die Projektfläche wird auf allen Seiten von Wirtschaftswegen 

begrenzt, die im Süden und Osten von lockerem Gebüsch gesäumt werden. Westlich und 

nördlich grenzen schmale Waldstreifen an. Innerhalb des Plangebietes verlaufen zwei 

Gehölzreihen in Nord-Süd-Richtung. Einzelne Gebüsche an den Wirtschaftswegen liegen 

innerhalb des Plangebietes. 

Das Gelände ist im Wesentlichen südexponiert und steigt von ca. 270 m ü. NN im Nordosten 

auf ca. 340 m ü. NN im Südwesten an. Durch das Plangebiet verläuft ein nicht mehr 

unterhaltener Wirtschaftsweg in Nord-Süd-Richtung.  

Die nähere Umgebung besteht überwiegend aus Äckern und vereinzeltem 

Wirtschaftsgrünland. Im Westen und Süden liegt der waldreiche Höhenzug der Weper. 
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3 Methodik 

Auf die „Hinweise für einen naturverträglichen Ausbau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen“ 

(NLT, MUEK & NLWKN 2023) wird in dieser Untersuchung nur am Rande Bezug genommen. 

Dort wird zwischen Eingriffsregelung und Besonderer Artenschutz nicht eindeutig differenziert. 

Für die Gruppe der Fledermäuse sollen mobile Detektorbegehungen auf den Freiflächen 

durchgeführt werden, obwohl die Erfassung von Jagdgebieten und Transekten 

artenschutzrechtlich bedeutungslos ist, sofern kein Eingriff in potenzielle Quartierstrukturen 

erfolgt. 

Die Untersuchungen zum Feldhamster sollen u.a. im Landkreis Göttingen erfolgen, obwohl 

hier gar keine rezenten Nachweise der Art existieren. Der Landkreis Northeim ist trotz weniger 

aktueller Funden jedoch von der Notwendigkeit einer Untersuchung ausgenommen. Die 

Untersuchung selber soll nach antiquierten Methoden (BREUER 2016, s. Kap. 3.2) durchgeführt 

werden und einen Flächenumfang umfassen, der hinsichtlich der Lage des Eingriffs keinerlei 

Relevanz besitzt. 

�
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3.1 Europäische Vogelarten �  Brutvögel 

Untersucht wurde die geplante Eingriffsfläche zusätzlich des umgebenden Puffers (s. Abb. 3) 

nach revieranzeigenden Vögeln. Die Untersuchungsfläche umfasst ca. 31,8 ha. Da Struktur 

und Größe des Untersuchungsgebietes nur eine limitierte Zahl potenzieller Brutvögel zulässt, 

konnte die Anzahl der Begehungen auf fünf begrenzt werden, die vom 09.04. bis zum 

02.07.2024 durchgeführt wurden. (s. Tab. 1). 

Ein Revier wurde gewertet, wenn an mindestens zwei Terminen revieranzeigende Individuen 

im selben, den Reviergrößen der jeweiligen Art entsprechenden Raum festgestellt wurden. 

Brutnachweise wurden unmittelbar gewertet.  

3.2 Feldhamster 

Eine geeignete Erfassungsmethode von Feldhamstervorkommen ist die Suche nach 

charakteristischen Baueingängen bei der Begehung der Flächen (z.B. WEIDLING & STUBBE 

1998). Um Baueingänge zu finden, wurden zwei Artenspürhunde eingesetzt, die darauf 

trainiert sind, olfaktorische Hinweise auf die Zielart über Distanzen von 10 bis 250 Metern oder 

mehr (abhängig von der Vegetationshöhe und -dichte sowie der Witterung) wahrzunehmen.  

Die Aktionsräume von Feldhamstern variieren nach habitatgebundenen und 

geschlechtsspezifischen Faktoren und liegen zwischen 0,1 und 2 ha (KUPFERNAGEL 2007). In 

ihrem Aktivitätsradius um die Baue findet der Spürhund die Fährten der Feldhamster und 

verfolgt sie zu den Baueingängen, auf die er durch Abliegen an der Öffnung verweist. Die 

Untersuchungsfläche (s. Abb. 3, mit Ausnahme der Waldflächen) wurde am 14.05. und 

08.08.2024 begangen (s. Tab. 1). 
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Die im Leitfaden „Berücksichtigung des Feldhamsters in Zulassungsverfahren und in der 

Bauleitplanung“ (BREUER 2016) wird von uns aus unterschiedlichen Erwägungen nicht 

angewandt.  

·  Visuelle nach Feldhamsterbauen sind aufgrund von Verwechslungen mit den Bauen 

anderer Arten (z.B. Schermäuse) ausgesprochen fehlerbehaftet; 

·  Der Zeitraum der visuellen Suchen beschränkt sich auf ein schmales Fenster ohne 

höhere und dichtere Vegetationsentwicklung; 

·  Die Suche mit Spürhunden erfordert einen deutlich geringeren Zeitaufwand als die 

visuelle Absuche auf den Flächen, ist daher deutlich kostengünstiger und verursacht 

weniger Störungen als das Ablaufen der Flächen durch zumeist mehrere Personen. 

4 Ergebnisse 

4.1 Brutvögel (Revierkartierung) 

Im Untersuchungsgebiet wurden 86 Reviere entsprechend 25,1 Rev./10 ha kartiert, die sich 

auf 26 Arten verteilen (s. Tab. 2 u. Abb. 4a-c). 

4.1.1 Offenland 

Die von Feldlerchen Alauda arvensis potenziell besiedelbare Fläche beträgt 24,7 ha1. Bei 

insgesamt acht Revieren ergibt sich eine Abundanz von 3,24 Rev./10 ha, die leicht über dem 

regionalen Durchschnitt liegt (Datenarchiv Büro Corax). Aufgrund der Bewirtschaftung der 

Flächen und der eher geringen Hangneigung wäre eine höhere Dichte erwartbar gewesen. 

Limitierend wirken sich jedoch die waldnahe Lage im Norden und Osten aus, während die 

Unterbrechung der Sichtachsen durch die Gehölzstrukturen innerhalb des östlichen Teils der 

Fläche überhaupt keinen Einfluss auf die Abundanz zu haben scheinen. 

Auf den offenen Ackerflächen wurden außer der Feldlerche keine weiteren Brutvogelarten 

nachgewiesen. 

4.1.2 Lineare Gehölzbestände 

Die Gehölzbestände im östlichen und mittleren Teil der Projektfläche und entlang der 

Wirtschaftswege sind von Brutvögeln dicht besiedelt. Es dominieren Arten der 

Halboffenlandschaft wie Dorngrasmücke Sylvia communis, Goldammer Emberiza citrinella 

�
1 Berechnungsgrundlage ist die Gesamtheit der Ackerflächen. Lineare Strukturen wie Wirtschaftswege, Straßen 
oder Gräben sind in die potenziell besiedelbaren Fläche integriert. Gehölze innerhalb und am Rande der Fläche 
fallen nicht in die potenziell besiedelbare Fläche. 
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und Neuntöter Lanius collurio. In verdichteten Beständen siedeln auch Waldarten wie Amsel 

Turdus merula oder Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla. 

4.1.3 Wälder 

Der Randlinieneffekt des schmalen Waldbestandes bewirkt eine hohe Siedlungsdichte und der 

Waldaufbau darüber hinaus eine auf die Flächengröße bezogene hohe Artenzahl. Vertreten 

sind Klein- und Großhöhlenbrüter, Besiedler von Freinestern, Brutvogel bodennaher 

Strukturen und auch Arten des Nadelwaldes. Hohe Dichten erreichen ausschließlich silvicole 

Generalisten: Großvögel wie Kolkrabe Corvus corax, Mäusebussard Buteo buteo oder 

Rotmilan Milvus milvus fehlen in den Bestand jedoch vollständig. 
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Tab. 2: Im Untersuchungsgebiet 2024 nachgewiesene V ogelarten (31,8 ha) 

Art wiss. Name Status �  Rev. �  Pf A 

Dorngrasmücke Sylvia communis B 12 9 3,8 

Amsel Turdus merula B 11 5 3,5 

Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla B 10 4 3,1 

Feldlerche Alauda arvensis B 8 6 2,5 

Goldammer Emberiza citrinella B 7 6 2,2 

Buchfink Fringilla coelebs B 4  1,3 

Neuntöter Lanius collurio B 3 3 0,9 

Rotkehlchen Erithacus rubecula B 3  0,9 

Zaunkönig Troglodytes troglodytes B 3  0,9 

Zilpzalp Phylloscopus collybita B 3  0,9 

Blaumeise Parus caeruleus B 2 1 0,6 

Bluthänfling Carduelis cannabina B 2 2 0,6 

Kernbeißer Coccothraustes coccothraustes B 2  0,6 

Ringeltaube Columba palumbus B 2  0,6 

Singdrossel Turdus philomelos B 2  0,6 

Sommergoldhähnchen Regulus Ignicapillus B 2  0,6 

Buntspecht Dendrocopos major B 1  0,3 

Gartenbaumläufer Certhia brachydactyla B 1  0,3 

Heckenbraunelle Prunella modularis B 1 1 0,3 

Klappergrasmücke Sylvia curruca B 1 1 0,3 

Kleiber Sitta europaea B 1 1 0,3 

Kohlmeise Parus major B 1  0,3 

Misteldrossel Turdus viscivorus B 1  0,3 

Tannenmeise Parus ater B 1  0,3 
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Art wiss. Name Status �  Rev. �  Pf A 

Waldlaubsänger Phylloscopus sibilatrix B 1  0,3 

Wintergoldhähnchen Regulus regulus B 1  0,3 

Fitis Phylloscopus trochilus G    

Gartengrasmücke Sylvia borin G    

Grünfink Carduelis chloris G    

Kolkrabe Corvus corax G    

Mäusebussard Buteo buteo G    

Rabenkrähe Corvus corone G    

Rotmilan Milvus milvus G    

Schafstelze Motacilla flava G    

Star Sturnus vulgaris G    

Wacholderdrossel Turdus pilaris G    

B = Brutvogel; G = Gastvogel; �  = Reviersumme; �  Pf  = Reviersumme auf der Projektfläche; A = Abundanz (Rev./10 ha) 
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Art Reviere D NI EU-VSR 

Feldlerche 8 3 3  

Goldammer 7 V V  

Neuntöter 3  V X 

Bluthänfling 2 3 3  

Waldlaubsänger 1  3  
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4.2 Säugetiere 

Feldhamster wurden nicht nachgewiesen. Das Untersuchungsgebiet liegt ca. 40 Kilometer 

südlich bis südwestlich des aktuellen geschlossenen Verbreitungsgebietes des Feldhamsters 

in Niedersachsen. Die Kontrollen mit dem Spürhund ergaben keinen Hinweis auf ein 

Vorkommen. 

Zu Fledermäusen wurden keine Untersuchungen durchgeführt. Quartierpotenzial ist auf der 

geplanten Eingriffsfläche nicht vorhanden. Erfassung und Bewertung von Aktivitäten ergeben 

keine Auskunft hinsichtlich der Gefährdung möglicher geschützter Lebensstätten, weil der 

Schutz ausschließlich die Fortpflanzungsstätten und das unmittelbare Umfeld, sofern es für 

die Reproduktion unverzichtbar ist, betrifft. Nicht für die Fortpflanzung obligatorische 

Nahrungsflächen, Leitlinienhabitate, Wanderkorridore usw. fallen nicht unter den Schutz des 

§ 44 Abs. 3 BNatSchG, weil der Individuenbezug fehlt und der Unterschied zwischen Gebiets- 

und Artenschutz verwischt wird (KRATSCH 2021, LAU 2024). 
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5 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 

5.1 Rechtsgrundlagen 

Zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten vor Beeinträchtigungen durch den 

Menschen sind auf gemeinschaftsrechtlicher und nationaler Ebene umfangreiche Vorschriften 

erlassen worden. Europarechtlich ist der im Zusammenhang mit Planungen und Eingriffen 

relevante Artenschutz in den Artikeln 12, 13 und 16 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 

21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und 

Pflanzen (FFH-Richtlinie) sowie in den Artikeln 5 und 9 der Richtlinie 2009/147/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wild 

lebenden Vogelarten (kodifizierte Fassung) (EU-Vogelschutzrichtlinie) fixiert.  

Im deutschen Naturschutzrecht ist der „Besondere Artenschutz“ im Kapitel 4, Abschnitt 3 des 

Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) verankert (§§ 44 bis 47). Das novellierte 

Bundesnaturschutzgesetz trat am 01.03.2010 (letzte Änderung vom 01.01.2025) in Kraft. 

Seitdem ist der Artenschutz bei Planungen und Eingriffen in Natur und Landschaft aller Art 

zwingend anzuwendendes Recht.2 

Das Bundesnaturschutzgesetz unterscheidet im § 7 Abs. 2 Nr. 13 und 14 zwischen 

sogenannten „besonders“ und „streng“ geschützten Arten. Dabei sind die streng geschützten 

Arten als Teilmenge der besonders geschützten Arten aufzufassen. Als streng geschützt 

gelten die Arten des Anhangs A der EU-Artenschutzverordnung (Verordnung (EG) Nr. 338/97)3 

und die Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (Richtlinie 92/43/EWG). Weiterhin gelten 

Tier- und Pflanzenarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 aufgeführt sind, 

als streng geschützt. Die Prüfung dieser sogenannten „Verantwortungsarten" ist bisher 

gegenstandslos, weil eine entsprechende Rechtsverordnung noch nicht erlassen wurde.  

Besonders geschützt und im Sinne des Besonderen Artenschutzes bei Eingriffen und 

Planungen abzuhandeln sind die Europäischen Vogelarten gemäß EU-Vogelschutzrichtlinie. 

�
2 Bei PVA-Projekten im Abstand von bis zu 200 Metern von Autobahnen und mehrgleisigen Bahntrassen gilt 
seit dem 11.01.2023 das „Gesetz zur sofortigen Verbesserung der Rahmenbedingungen für die erneuerbaren 
Energien im Städtebaurecht". Danach gilt in derartigen Genehmigungsverfahren die baurechtliche Privilegierung 
(§ 35 Abs. 1 Nr. 8b BauGB). Hier muss kein Bebauungsplan aufgestellt werden. Allerdings ist zu prüfen, ob 
öffentliche Belange dem Vorhaben entgegenstehen. Der Artenschutz ist demnach weiterhin zu prüfen. Für das 
hier untersuchte Projekt ist das Gesetz gegenstandslos. 
3 Die Verordnung (EG) Nr. 338/97 regelt den Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten 
ausschließlich durch Überwachung des Handels. Die danach geschützten Arten sind im Zusammenhang mit 
Eingriffen und Planungen irrelevant und insofern von der artenschutzrechtlichen Prüfung auszuschließen. 
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Die nach Bundesartenschutzverordnung besonders und streng geschützten Arten unterliegen, 

soweit kein entsprechender gemeinschaftsrechtlicher Schutz besteht, nicht den 

Anforderungen einer eingriffsbestimmten artenschutzrechtlichen Prüfung. 

Nicht zur Anwendung bei der Artenschutzrechtlichen Prüfung in der Bauleitplanung kommt in 

der Regel der § 39 BNatSchG (Allgemeiner Schutz wildlebender Tiere und Pflanzen). 

Die im vorliegenden Artenschutzbeitrag zu betrachtenden Arten sind in Kapitel 5.6.2 erläutert. 

Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände (Zugriffsverbote) des § 44 Abs. 1 BNatSchG 

sind folgendermaßen gefasst. 

Es ist verboten,  

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten4 nachzustellen, sie zu fangen, zu 

 verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 

 beschädigen oder zu zerstören,  

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 

 während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten 

 erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der 

 Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,  

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 

 aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 

 der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Diese Verbote werden um den für Eingriffsvorhaben relevanten Absatz 5 des § 44 ergänzt. 

Hier ist die Privilegierung des Satzes 2 von besonderer Bedeutung:  

Sind in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten, europäische 

Vogelarten oder solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 

Nummer 2 aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen das Tötungs- und Verletzungsverbot nach 

Absatz 1 Nummer 1 nicht vor,  

�
4 Der Prüfumfang der artenschutzrechtlichen Prüfung umfasst nur die europarechtlich geschützten Arten. Das 
bedeutet jedoch nicht, dass die Sätze 1 und 3 für streng oder besonders geschützte Arten, die unter das nationale 
Recht fallen, nicht gelten. Die Bundesartenschutzverordnung, in der alle geschützten Pflanzen und Tiere in 
Deutschland aufgeführt sind, ist eingriffs- und planungsrechtlich irrelevant. Allerdings bietet die 
Eingriffsregelung (§§ 13 ff. BNatSchG) die Möglichkeit, die nicht europarechtlich geschützten Arten einer 
Prüfung zu unterziehen, die dann – anders als bei der besonderen artenschutzrechtlichen Prüfung – der 
Abwägung unterliegt. 
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·  wenn die Beeinträchtigung durch den Eingriff oder das Vorhaben das Tötungs- und 

Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht und 

diese Beeinträchtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten 

Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann, 

·  wenn die Tiere oder ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen 

Maßnahme, die auf den Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung oder ihrer 

Entwicklungsformen vor Entnahme, Beschädigung oder Zerstörung und die Erhaltung 

der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen 

Zusammenhang gerichtet ist, beeinträchtigt werden und diese Beeinträchtigungen 

unvermeidbar sind, 

·  wenn die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird 

(BNatSchG § 44 Abs. 5, Satz 2). 

Die Verbotswirkung gilt individuenbezogen. Eingeschränkt gilt der Tatbestand jedoch dann 

nicht als verwirklicht, wenn die Tötung durch „sozialadäquate Risiken“ herbeigeführt wird. Das 

Tötungsrisiko muss in für die betroffene Tierart „signifikanter Weise“ erhöht sein.5 Die 

Signifikanzprüfung obliegt der Einschätzungsprärogative der zuständigen 

Planfeststellungsbehörde, in Niedersachsen in der Regel der Unteren Naturschutzbehörden 

der Kommunen. Diese Einschränkung des Tötungsverbotes vor allem für betriebsbedingte 

Wirkungen erwies sich als notwendig, weil die entsprechende Verbotswirkung praktisch 

sämtliche raumbedeutsame Planungen wirkungslos gemacht hätte. 

Werden die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 einschlägig, müssen zur Genehmigung 

eines Eingriffs oder zur Genehmigungsfähigkeit einer Planung die Ausnahmevoraussetzungen 

des § 45 Abs. 7 BNatSchG erfüllt sein. Es kann daher bei Eingriffsvorhaben eine Ausnahme 

zugelassen werden, wenn „zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses 

einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art vorliegen“ (§ 45 Abs. 7 Nr. 1 (5)) 

BNatSchG). Die Ausnahme darf darüber hinaus nur zugelassen werden, wenn „zumutbare 

Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand einer Art nicht verschlechtert“. 

5.2 Untersuchungsgebiet 

Details zum Untersuchungsgebiet sind aus Kapitel 2 ersichtlich.  

�
5 BVwerG, Urteil v. 18.03.2009 (Az. 9 A 39.07) und Urteil vom 28.04.2016 (Az.:9 A 10.15) 
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5.3 Methode 

Im Bundesland Niedersachsen wurden für die Abarbeitung artenschutzrechtlicher 

Sachverhalte bislang keine formalen Vorgaben erstellt.  

Ziel des vorliegenden Beitrags ist es:  

• die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 in V. m. Abs. 5 

 BNatSchG bezüglich der gemeinschaftsrechtlich geschützten Arten (Arten des 

 Anhangs IV der FFH-Richtlinie und alle Europäischen Vogelarten), die durch das 

 Vorhaben erfüllt werden können, zu ermitteln und darzustellen und gegebenenfalls  

• die naturschutzrechtlichen Voraussetzungen für eine Ausnahme (§ 45 Abs. 7 

 BNatSchG) von den Verboten zu prüfen. Die Vorgehensweise zur Erstellung des 

 Fachbeitrages gliedert sich grob in drei Arbeitsschritte:  

 A) Relevanzprüfung – Auswahl des zu prüfenden Artenspektrums 

 Das auf der Basis des § 44 BNatSchG zu prüfende Artenspektrum wird 

 ermittelt. Es werden dabei  

 • alle Europäischen Vogelarten und  

 • die Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie berücksichtigt.  

 B) Konfliktanalyse – Prüfung der Erfüllung von Verbotstatbeständen  

 Die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG, die durch das 

 Vorhaben erfüllt werden können, werden bezüglich der gemeinschaftsrechtlich 

 geschützten Arten (Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie die 

 Europäischen Vogelarten) ermittelt und dargestellt.  

 C) Prüfung der Ausnahmetatbestände (optional im Fall der Auslösung von 

 Verbotstatbeständen)  

 Die naturschutzrechtlichen Voraussetzungen für eine Genehmigung der 

 Ausnahme von Zugriffsverboten werden gegebenenfalls geprüft. 

5.4 Beschreibung des Vorhabens 

Planungsziel ist der Bau eines Solarparks (Photovoltaik-Freiflächenanlage) auf Ackerflächen 

in der Stadt Moringen (Landkreis Northeim). Entwurfsfassungen des Bebauungsplans und der 

Änderung des Flächennutzungsplans wurden erstellt und liegen vor. Die Bauleitplanung erfolgt 

im Parallelverfahren (PLANUNGSGRUPPE PUCHE 2024a,b). 
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Die Solarmodule werden auf „Tischen“ mit sechs Modulen horizontal übereinander 

aufgeständert. Der Neigungswinkel der Module beträgt ca. 20°. Die Tische werden 

reihenparallel in Südausrichtung aufgestellt. Der Reihenabstand zwischen den Tischen beträgt 

ca. 2,50 Meter. Die Tischunterkannte des unteren Moduls liegt ca. 0,80 Meter und die 

Oberkante des oberen Moduls ca. 3,20 Meter oberhalb des Geländes, 

Die Grundflächenzahl beträgt im Sondergebiet „Photovoltaikanlage“ 0,70. Die maximale Höhe 

der Module beträgt 4,0 Meter ab Geländeoberkante. Die Zaunanlagen zur Einfriedung des 

Solarparks müssen zur Barriereminderung einen Bodenabstand von mindestens 0,2 Metern 

aufweisen. Bauliche Anlagen bis zu einer Höhe von zehn Metern (z.B. Stahlmasten zur 

Geländeüberwachung mit Kameras) sind zulässig. 

Die Bereiche unterhalb der Module sind als extensives Grünland mittels Schafbeweidung zu 

entwickeln. Für die Ansaat in den Restflächen ist eine Landschaftsrasenmischung RSM Regio 

mit mindestens 15 % Kräuteranteil der Herkunftsregion Oberes Weser- und Leinebergland mit 

Harz zu verwenden. Die Verwendung von Herbiziden und von Mineraldünger ist verboten. Für 

die Beleuchtung sind insektenschonende, bodengerichtete Leuchtmittel zu verwenden. Eine 

großflächige Beleuchtung des Solarparks ist unzulässig.  

Um das Plangebiet ist eine einreihige Gehölzreihe mit standortgerechten, heimischen 

Laubgehölzen als Sträucher zu entwickeln. 

In den Festsetzungen existierten zunächst keine Verweise auf die Gehölzbestände innerhalb 

des Geltungsbereiches des Bebauungsplans. Aufgrund artenschutzrechtlicher Bedenken 

sehen die Festsetzungen den Erhalt der Gehölzreihen innerhalb der geplanten Baufläche vor. 

5.5 Wirkfaktoren des Eingriffs 

Im Hinblick auf die Zugriffsverbote lassen sich bei einem Eingriff grundsätzlich bau-, anlage- 

und betriebsbedingte Wirkungen unterscheiden. Aus der Art des Vorhabens ergibt sich, 

welche der drei Wirkfaktoren artenschutzrechtlich von Bedeutung sein könnten. 

Baubedingte Wirkungen treten durch die Durchführung der Maßnahme selbst ein. Unter die 

baubedingten Wirkungen fallen ganz allgemein die Entfernungen von Strukturen, z.B. von 

Gehölzen, Grünflächen, Ackerflächen, Gebäuden etc. Visuelle und akustische Einflüsse durch 

die Bautätigkeit, z.B. der Baustellenverkehr, würden ebenso unter die baubedingten 

Wirkungen fallen wie eine zusätzliche Flächeninanspruchnahme durch die Bautätigkeiten. 
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Die anlagebedingten Wirkungen sind Wirkungen der reinen Existenz der Anlage nach 

Abschluss der Bautätigkeiten ohne den Einfluss der Nutzung dieser Anlage. In der Regel ist 

die Wirkung dauerhaft, da die durch die Bautätigkeit geschaffenen Strukturen erhalten bleiben. 

Die betriebsbedingten Wirkungen geben die Effekte der Nutzung wieder. Im baulichen Bereich 

gehen die betriebsbedingten Wirkungen vor allem von der dauerhaften Anwesenheit und den 

Aktivitäten von Menschen aus. Dazu gehören z.B. auch Fahrzeugverkehr, Pflegemaßnahmen, 

Reparatur- und Wartungsbetrieb, aber auch Emissionen (Lärm, Licht usw.). 

5.5.1 Baubedingte Wirkungen 

Der geplante Eingriff wird nicht auf das Offenland und seine Saumstrukturen beschränkt 

bleiben. Die Festsetzungen im Bebauungsplan sehen nicht vor, dass die Gehölze innerhalb 

und am Rande der Ackerflächen erhalten bleiben. Die baubedingten Wirkungen beziehen sich 

daher nicht nur auf Arten des reinen, agrarisch genutzten Offenlandes, sondern auch auf 

solche Arten, die die Gehölzstrukturen des Halboffenlandes nutzen. 

Auf den Äckern und in den innerhalb und am Rande der Äcker vorhandenen Gehölzstrukturen 

würde der Bau der Photovoltaikanlagen bei Entfernung dieser Strukturen somit zu einer 

nahezu vollständigen Umgestaltung der Projektfläche führen. Die Flächen würden daher den 

hier vorkommenden Brutvogelarten nicht mehr oder nur noch sehr eingeschränkt zur 

Verfügung stehen. Entgegen der ursprünglichen Planung wird jedoch in einem 

Zweitentwurf des Bebauungsplans von der Rodung der Gehölze Abstand genommen.  

Bereits bei den bauvorbereitenden Tätigkeiten (Baufeldfreimachung, Baustelleneinrichtung) 

und auch beim Bau der Anlagen kann es zu massiven Beeinträchtigungen kommen 

(Maschineneinsatz, Baustellenverkehr usw.). 

Die baubedingten Wirkungen beschränken sich zeitlich auf die eigentlichen Bautätigkeiten und 

die bauvorbereitenden Tätigkeiten. Die Wiederherstellung der Verhältnisse vor dem 

Anlagenbau kann nach Ablauf der Betriebsdauer der Anlagen möglich sein. Zumindest für den 

Zeitraum der Betriebsgenehmigung sind jedoch die Folgen der baubedingten Wirkungen 

infolge der Überbauung dauerhaft. Eine Wiederherstellung der vor dem Bau der Anlagen 

vorhandenen Gehölzstrukturen wird auch nach Ablauf der Betriebsgenehmigung nur über 

einen Zeitraum von mindestens 15 Jahren möglich sein. 

5.5.2 Anlagebedingte Wirkungen 

Anlagebedingte Wirkungen überlagern sich häufig mit den baubedingten Wirkungen, da 

während der Bauphase bereits Teile der Anlage fertiggestellt sind. Die langfristige Wirkung ist 
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nur eine andere, da die anlagebedingten Wirkungen eine Wiederherstellung einstmals 

vorhandener Strukturen vor Ablauf der Betriebszeit grundsätzlich nicht mehr zulassen. Auch 

hier ist die Wirkung dauerhaft, da die durch die Bautätigkeit geschaffenen Strukturen 

(Photovoltaikanlage, Gebäude, Zuwegungen, Umzäunung) Zweck der Planung sind und daher 

mindestens über die Dauer der Betriebsgenehmigung erhalten bleiben. 

Artenschutzrechtlich ist die reine Wirkung von Solarparks häufig nahezu gegenstandslos. 

Verbotstatbestände können nicht mehr einschlägig werden, weil infolge der baubedingten 

Wirkungen die ursprünglichen Lebensräume hinsichtlich geschützter Lebensstätten bereits 

entwertet wurden. 6 

Ob oder inwieweit landwirtschaftliche Nutzungen und damit Existenzmöglichkeiten für einige 

der geschützten Arten auch nach Inbetriebnahme des Solarparks möglich sein werden, hängt 

von mehreren Faktoren ab: Bauart der Module, Abstand zwischen den Modulreihen, 

unbebaute Randbereiche, Art des Betriebs (z.B. Agri-Photovoltaik). Die aus dem Entwurf zum 

Bebauungsplan hervorgehenden Details zu Art und Funktion der Anlagen und zur Gestaltung 

der nicht bebauten Bereiche schränken jedoch die Art der Nebennutzung deutlich ein. 

Der Solarpark kann jedoch auch positive anlagebedingte Wirkungen entfalten, z.B. 

Neuansiedlung von Brutvögeln an den baulichen Einrichtungen und Besiedlungen durch zuvor 

nicht ansässige Arten in den unbebauten Bereichen. 

Bei den anlagebedingten Wirkungen ist einzubeziehen, dass Solarparks in der Regel durch 

eine Zaunanlage eingefriedet sind und anthropogene Störungen somit auf ein geringes Maß 

reduziert werden. Der Entwurf des Bebauungsplans sieht eine derartige Einfriedung vor.  

5.5.3 Betriebsbedingte Wirkungen 

Die betriebsbedingten Wirkungen nehmen bei der artenschutzrechtlichen Betrachtung häufig 

den wesentlichen Raum ein. Auch in einem Solarpark findet ein Betrieb einer baulichen Anlage 

im artenschutzrechtlichen Sinne statt. Anders als z.B. bei Windenergieanlagen löst der Betrieb 

der Photovoltaikanlagen in der Regel keine Verbotstatbestände aus. Bei Lage der Dinge sind 

daher betriebsbedingte Tötungen oder Verletzungen geschützte Tiere nicht zu erwarten. Die 

Anwesenheit von Menschen und die damit verbundenen Aktivitäten (Pflege- und 

�
6 Kollisionen von Vögeln mit den Anlagen würden ebenso unter die anlagebedingten Wirkungen fallen wie der 
sog. Lake-effect. Dabei wird angenommen, dass Wasservögel die Module mit Wasserflächen verwechseln und 
versuchen, auf ihnen zu landen. In der Populärliteratur wird außerdem davon berichtet, dass Temperaturen im 
Nahbereich oberhalb der Anlagen so hoch werden können, dass Vögel hier regelrecht verschmoren. Für diese 
Dinge existieren jedoch keine nachvollziehbaren Untersuchungen und sie sind als anlagebedingte Wirkungen 
daher (zunächst) zu vernachlässigen. 
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Unterhaltungsmaßnahmen, Kraftfahrzeugverkehr) sind aber ebenfalls als mittelbare 

betriebsbedingte Wirkungen abzuhandeln und können zeitlich beschränkt zu erheblichen 

Störungen und auch zur Beschädigung und Zerstörung von geschützten Lebensstätten führen. 

5.6 Bestand und Darlegung der betroffenen Arten 

5.6.1 Datengrundlagen 

Wesentliche gebietsbezogene Bestandsdaten für die artenschutzrechtlich und in Bezug auf 

die Eingriffsabarbeitung relevanten Artengruppen lagen uns nicht vor.  

Für die artenschutzrechtlich zu behandelnden Artengruppen wurden daher von April bis 

August 2024 konkrete Erhebungen im Gelände durchgeführt (s. Tab. 1). Diese 

Untersuchungen beinhalteten die Gruppen der Brutvögel und den nach Anh. IV der FFH-

Richtlinie streng geschützten Feldhamster. Vorkommen anderer artenschutzrechtlich 

relevanter Tiergruppen sowie Pflanzen bzw. Auswirkungen auf solche waren nicht zu erwarten 

bzw. wurden als Ergebnis einer Potenzialermittlung ausgeschlossen. 

Zur Methodik der Bestandserhebungen wird auf den hier integrierten Fachbeitrag verwiesen 

(Kap. 1 bis 4). 

5.6.2 Betroffene Arten 

5.6.2.1 Methodik zur Ermittlung der betroffenen Art en 

Durch eine habitat- und verbreitungsspezifische Abschichtung des zu prüfenden 

Artenspektrums (Ausschlussverfahren) werden diejenigen Arten aus der 

artenschutzrechtlichen Untersuchung ausgeschlossen, für die eine verbotstatbeständliche 

Betroffenheit durch die Planung mit hinreichender Sicherheit nicht vorhanden ist 

(Relevanzschwelle). Ausgangspunkt ist die Grundgesamtheit der streng geschützten Arten 

des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sowie der besonders geschützten Europäischen 

Vogelarten, soweit sie in der betrachteten Region vorkommen.  

Aus diesem Artenpool werden in verschiedenen Schritten die Arten entfernt, die aufgrund der 

Lebensraumbeschaffenheit des Untersuchungsgebietes als nicht relevant für die weiteren 

Prüfschritte identifiziert werden können. Aus dem resultierenden Artenpool werden schließlich 

die Arten herausgefiltert, bei denen Beeinträchtigungen durch das Vorhaben zumindest nicht 

auszuschließen sind. Für diese Arten wird schließlich die eigentliche Konfliktanalyse 

durchgeführt. Dazu werden sie daraufhin untersucht, ob die in Kapitel 5.1 dargestellten 

Verbotstatbestände einschlägig werden können. 
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5.6.2.2 Betroffene Arten und Prüfung der Auslösung von Verbotstatbeständen 

Durch die arealspezifischen Gegebenheiten und die Habitatpräferenzen wird deutlich, dass 

mit Ausnahme der Europäischen Vogelarten und der nach Anh. IV der FFH-Richtlinie streng 

geschützten Säugetierarten mit keinen prüfungsrelevanten Arten im Wirkraum der Planung zu 

rechnen ist. In der Gruppe der Säugetiere kommen außer den Fledermäusen, die in ihrer 

Gesamtheit nach Anhang IV der FFH-Richtlinie streng geschützt sind, in Süd-Niedersachsen 

rezent Biber, Luchs, Feldhamster, Fischotter, Haselmaus, Wildkatze und Wolf als streng 

geschützte Arten nach FFH-Richtlinie vor. Habitat- und arealbedingt sind artenschutzrechtlich 

relevante Vorkommen dieser Arten im geplanten Eingriffsgebiet nicht zu erwarten. Ein 

Vorkommen des Feldhamsters ist jedoch nicht grundsätzlich auszuschließen. 

Sofern das Auslösen von Verbotstatbeständen durch Schutz-, Minderungs- oder 

Vermeidungsmaßnahmen verhindert werden kann, werden diese Maßnahmen erläutert. 

Farn- und Blütenpflanzen 

Nachweise von Arten des Anhangs IV FFH-RL sind lebensraum- und arealbedingt nicht zu 

erwarten, so dass es insgesamt bezüglich der Farn- und Blütenpflanzen nicht zur Auslösung 

von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 Satz 4 kommen kann.  

Säugetiere 

Artenschutzrelevante Nachweise von Arten des Anhangs IV FFH-RL sind lebensraum- und 

arealbedingt nicht zu erwarten. Vorkommen des Feldhamsters konnten durch Untersuchungen 

mit einem speziell ausgebildeten Spürhund ausgeschlossen werden, so dass es insgesamt 

bezüglich der Säugetiere nicht zur Auslösung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 

Satz 4 kommen kann.  

Für Fledermäuse sind keine Untersuchungen durchzuführen. Quartiere sind nicht betroffen, 

weil keine Eingriffe in Gebäude und Gehölze erfolgen. Jagdgebiete im Offenland und 

Gehölzstrukturen als Transekte sind artenschutzrechtlich bedeutungslos. Das 

Schädigungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) betrifft nur Fortpflanzungs- und Ruhestätten. 

Das Umfeld ist der Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist nur dann in den Blick zu nehmen, wenn 

es elementar für den Reproduktionserfolg oder die Rast ist (LAU 2024). 

Das Störungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) ist bei PVA-Flächen für Fledermäuse 

ebenfalls nicht anwendbar. Prinzipiell wäre eine Vergrämung von Fledermäusen durch die 

Anlagen zwar denkbar, aber der Nachweis oder auch nur die nachvollziehbare Vermutung der 

Ursächlichkeit ist nicht zu erbringen, denn es wäre genauso denkbar, dass sich die 

Nahrungsbedingungen jagender Fledermäuse über den Anlagen gegenüber dem 
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ursprünglichen Zustand sogar verbessern. Damit schiede jedenfalls das 

Erheblichkeitskriterium aus, denn eine Verschlechterung des Erhaltungszustandes der 

(möglicherweise) betroffenen Arten durch veränderte Jagd- oder Nahrungsbedingungen wird 

kaum nachweisbar sein. 

Vögel 

Sämtliche europäische Vögel nach Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie („Europäische Vogelarten“) 

genießen einen identischen Schutzstatus, unabhängig davon, ob sie im nationalen Recht 

„streng“ „besonders“ oder nur allgemein geschützt sind.  

Die Ergebnisse der Untersuchung sind Kapitel 4.1 zu entnehmen und werden daher nicht 

erneut dargestellt.  

Der Verbotstatbestand der baubedingten Wirkungen  nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Beschädigungsverbot geschützter Lebensstätten) könnte eintreten, wenn Nester brütender 

Vogelarten beschädigt oder � z.B. durch Baumfällung en oder Rodungen � zerstört werden. 

Lebensstätten sind nur dann geschützt, wenn sie während des geplanten Eingriffs genutzt 

werden oder wenn mit einer wiederkehrenden Nutzung zu rechnen ist (z.B. Großvogelnester 

oder Großhöhlen). 

Die nur einjährig benutzten Nester aller auf der Projektfläche vorkommenden und damit dem 

geplanten Eingriff unmittelbar ausgesetzten Brutvogelarten unterliegen nur in dem Zeitraum 

einem Schutzregime, in dem sie für die Reproduktion genutzt werden. Bei weiter Auslegung 

betrifft es den Zeitraum vom Nestbau bis zum endgültigen Verlassen des Nestes durch die 

Jungvögel. Bei Nestflüchtern ist der Reproduktionszeitraum bereits dann abgeschlossen, 

wenn alle Jungvögel sich vom Nest entfernt haben. 

Baubedingte Wirkungen  können alle im Plangebiet und in den Randbereichen vorkommende 

Brutvogelarten betreffen, weil auch Eingriffe in die Gehölzbestände erfolgen sollen. Durch eine 

Bauzeitenregelung kann jedoch vermieden werden, dass es sowohl zur Zerstörung oder 

Beschädigung von Lebensstätten (Brutplätzen) als auch zu Tötungen oder Verletzungen von 

Individuen kommt. Diese Bauzeitenregelung ist sinnvoll auf den Reproduktionszeitraum der im 

Untersuchungsgebiet vorkommenden Brutvogelarten zu beschränken, hier etwa von der 

letzten März- bis zur zweiten Augustdekade. Zu einem Verstoß gegen § 44 Abs. 1 und 3 

BNatSchG kommt es bei Anwendung einer Bauzeitenregelung, die sich auf eben diesen 

Zeitraum bezieht, nicht. Bauvorbereitende Maßnahmen sind einzubeziehen. 

Die Anwendung einer sinnvollen Bauzeitenregelung verhindert im Übrigen auch, dass es zu 

Störungen der in den angrenzenden Strukturen brütenden Vögeln kommt. 
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Vermeidungsstrategien können angewandt werden, um die Bauphase einschließlich der 

bauvorbereitenden Maßnahmen zu verlängern. Brutvögel sollen im Sinne einer Vermeidung 

gar nicht erst die Möglichkeit haben, sich auf der Fläche anzusiedeln. Würden die Gehölze vor 

Beginn der Reproduktionsperioden der ansässigen Brutvögel entfernt, beträfen 

Vermeidungsstrategien lediglich die Arten des reinen Offenlandes, hier also ausschließlich die 

Feldlerche. 

Somit kann eine Vermeidungsstrategie erfolgreich sein, sofern diese verhindert, dass es in der 

Folge bei den bauvorbereitenden Tätigkeiten zu Verstößen gegen das Verbot der Zerstörung 

oder Beschädigung von geschützten Lebensstätten (§44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) und analog 

dazu auch zu Verstößen gegen das Tötungs- und Verletzungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr.1 

BNatSchG) kommt. Eine sinnvolle Vermeidungsstrategie könnte darin bestehen, im Winter vor 

Baubeginn die Vegetationsdecke abzufräsen und auf der nunmehr vegetationslosen 

Oberfläche Ansiedlungen von Vögeln z.B. durch Flatterbänder und/oder regelmäßiges 

Befahren oder Begehen der Fläche verhindert. 

Der Lebensstättenschutz, der nur die reine Existenz von Reproduktionsstätten ohne 

wiederholte Nutzung betrifft, greift jedoch zu kurz: „An der ökologischen Gesamtsituation des 

von dem Vorhaben betroffenen Bereichs darf im Hinblick auf seine Funktion als 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätte keine Verschlechterung eintreten“ (KRATSCH 2021). 

Beim Verbot der Beschädigung oder Zerstörung von Lebensstätten ist jedoch häufig eine 

rechtliche Einschätzung der Situation möglich, die über den Populationsbezug auf den 

Individuenschutz überleitet. „Bei reviertreuen Vogelarten, die zwar ihre Brutplätze, nicht aber 

ihre Brutreviere regelmäßig wechseln, ist § 44 Abs. 1 Nr. 3 indes nur dann erfüllt, wenn in 

einem regelmäßig belegten Brutrevier alle als Standort von Nestern geeigneten Brutplätze 

verloren gehen“ (LAU 2024)7. Entsprechend KRATSCH (2021): „Wenn sämtliche Strukturen 

verloren gehen, die der Vogel im Folgejahr zur Anlage seines Nestes nutzen könnte, verliert 

er seinen Brutplatz und das Verbot greift“. 

Der unmittelbare Zugriff auf die geschützte Lebensstätte wird durch den indirekten Zugriff 

insofern ergänzt, als dass der Verlust eines Verbundes von geschützten Lebensstätten 

gleichermaßen den Verbotstatbestand erfüllt wie ein unmittelbarer Zugriff, unabhängig davon, 

ob die einmal individuell genutzte Lebensstätte erhalten bleibt oder nicht. 

�
7 Mit Bezug auf ein Urteil des BVerwG v. 128.03.2013 (9 A 22.11) 
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Der Bau der Solaranlagen würde also die Lebensräume der Arten des agrarischen 

Offenlandes betreffen. Es sind demzufolge die Ackerflächen als Brutvogellebensräume zu 

kompensieren. 

Feldlerche 

Ob oder inwieweit der Brutlebensraum der Feldlerche im geplanten Solarpark verschwinden 

wird, ist beim Stand der Dinge nicht eindeutig zu beurteilen. Aus der Literatur lassen sich 

durchaus unterschiedliche Ergebnisse entnehmen, die jedoch auf Solarparks auf Ackerflächen 

nicht übertragbar sind. Langzeitstudien mit Ergebnissen, die die Auswirkungen von Solarparks 

auf Offenlandbrüter beleuchten, sind daher bislang naturgemäß nicht vorhanden (FELDMEIER 

2024). 

Bislang gibt es keine verwertbaren Hinweise darauf, dass sich Feldlerchen in Solarparks mit 

geringen Modulreihenabständen als Brutvögel ansiedeln bzw. hier nach Bau der Anlagen als 

Brutvögel verbleiben. Bei bestimmten Anlagenkonstellationen wurden Feldlerchen in 

Solarparks als Brutvögel nachgewiesen. Bruten setzen aber offenbar einen hohen 

Reihenabstand oder umfangreiche ungenutzte Bereiche im oder am Rand des Solarparks 

voraus (PESCHEL & PESCHEL 2023). Kursorische Erhebungen in Solarparks der Region 

(Hardegsen, Nörten-Hardenberg, Offensen, Arenborn) führten jedenfalls zu dem Ergebnis, 

dass diese von Feldlerchen und anderen Feldbrütern (z.B. Schafstelzen) vollständig 

unbesiedelt sind.  

Angesichts eines fehlenden Erkenntnisstandes mangels Langzeitstudien ist jedoch 

evidenzbasiert nicht nur zu vermuten, dass konventionelle Solarparks auf Ackerflächen 

während der Dauer des Anlagenbetriebs von Feldbrütern unbesiedelt bleiben. HAFFER (1985) 

beschreibt die Habitatansprüche der Feldlerche wie folgt: „Verlangt niedrige oder zumindest 

gut strukturierte Gras- und Krautfluren auf trockenen bis wechselfeuchten Böden in offenem 

Gelände mit weitgehend freiem Horizont“ (eigene Hervorhebung). Anpassungen der Art an 

andere Strukturen sind nicht bekannt.  

Die immer wieder betonte Chance für einen Biodiversitätsgewinn in Solarparks (z.B. PESCHEL 

& PESCHEL 2023, SCHLEGEL 2021, ZAPLATA & STÖFER 2020). greift beim gesetzlichen 

Artenschutz in der Regel nicht. Der „Besondere Artenschutz“ der §§ 44 ff. BNatSchG stellt mit 

Ausnahme des Störungsverbots auf den individuellen Schutz ab. Die Verbotstatbestände des 

§ 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 BNatSchG sind demzufolge so ausgelegt, dass negative 

Auswirkungen von Handlungen auf Individuen der geschützten Arten nicht stattfinden dürfen. 

Dass bei einer entsprechenden Gestaltung der Eingriffsfläche ein erheblicher 

Biodiversitätsgewinn stattfinden kann, ist unbenommen, jedoch für den besonderen 




��������������������
����������� �!�����

"���������#������$�����!���%�$��� �
&$�����'�������$���� �

&(���)*+",�
-����� �	.�������/0��$� ���

111�%���������2����


� �

Artenschutz im Sinne des § 44 f. BNatSchG unerheblich. Auf diesem Spielfeld stehen 

Maßnahmen zum Biodiversitätsgewinn nicht zur Debatte und sind rechtlich letztlich 

ausschließlich inhaltlicher Bestandteil der Eingriffsregelung. 

Ist der Lebensraumverlust für die betroffenen Arten durch die baubedingten Wirkungen nur 

temporär und werden die Bedingungen vor dem Eingriff wiederhergestellt, ist in vielen Fällen 

keine Kompensation notwendig. An dieser Stelle führen die baubedingten Wirkungen jedoch 

zu anlagebedingten  Wirkungen, die eine vollständige oder überwiegende Wiederbesiedlung 

durch die aktuell vorkommenden Arten zumindest teilweise ausschließen. Die ökologische 

Funktion des Standortes wird demgemäß in großen Teilen und abhängig von der Konfiguration 

der Anlagen nicht wiederherzustellen sein. Der lokale Bestand der Feldlerche wird aller 

Voraussicht nach als Folge der Umsetzung der geplanten Maßnahme nicht mehr vorhanden 

und die lokalen Populationen von Einbußen und damit möglicherweise einer Verschlechterung 

des Erhaltungszustandes betroffen sein.  

Aufgrund allgemeiner Rückgangstendenzen der Brutbestände wird die Feldlerche sowohl im 

bundes- als auch im landesweiten Rahmen als gefährdet (Kategorie 3) eingeschätzt (RYSLAVY 

et al. 2020, KRÜGER & SANDKÜHLER 2022). Für die Bewertung artenschutzrechtlicher 

Konfliktsituationen ist diese Gefährdungseinstufung zunächst allerdings wenig bedeutsam, 

gewinnt jedoch bei der Bewertung des Erhaltungszustandes der Lokalpopulation erheblich an 

Gewicht. Für Niedersachsen wird der Erhaltungszustand als ungünstig bewertet (NLWKN 

2011). 

Bei Einhalten einer Bauzeitenregelung bzw. Durchführung geeigneter 

Vergrämungsmaßnahmen können Tötungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) und Verbot 

der Zerstörung von Lebensstätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) nicht wirksam werden (s.o.). 

Eine Tötung oder Verletzung von Individuen der Feldlerche einschließlich ihrer 

Entwicklungsformen ist bei realistischer Betrachtung nur dann möglich, wenn ein unmittelbarer 

Zugriff auf Eigelege oder noch nicht selbstständige Jungvögel erfolgt. Dieser Zeitraum 

entspricht der erweiterten Reproduktionsperiode vom Nestbau bis zur uneingeschränkten 

Selbständigkeit der Jungvögel, in unserer Region maximal Ende März bis Anfang/Mitte 

August. Sehr seltene Ausnahmen können bei extrem frühem Legebeginn und extrem späten 

Nachgelegen oder Drittbruten vorkommen (HAFFER 1985), sind jedoch aufgrund ihrer 

zumindest in der Region extremen Seltenheit zu vernachlässigen. 

Die bau- und anlagebedingten Wirkungen führen dazu, dass strukturell bedingt eine 

Wiederbesiedlung der Projektfläche durch Feldlerchen über einen langen Zeitraum nicht 

stattfinden kann. Die vor dem Bau der Anlagen auf der Fläche brütenden Vögel sind 
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demzufolge gezwungen, neue Flächen zu besiedeln. Diese Form der Rotation ist für 

Feldlerche nicht ungewöhnlich, weil sie infolge der Fruchtfolge regelmäßig ihre Brutplätze 

wechseln müssen. 

Durch den Bau der Solaranlagen wären beim Stand der Dinge mindestens sechs, unterstellt 

man eine mittelbare Wirkung auf sehr nahe der Projektfläche brütende Vögel sogar acht Paare 

der Feldlerche. Ohne Prüfung der Abundanzen im Nahbereich der geplanten Anlagen ist zu 

ermitteln, ob Ausweichflächen von „Artgenossen oder Arten mit vergleichbaren 

Habitatansprüchen besetzt sind“. Das wäre die Voraussetzung, dass auch der 

Individuenschutz gewährleistet ist. Methodisch ist dieser Nachweis jedoch bereits daher nicht 

zu erbringen, weil eine Sättigung möglicher Bruthabitate nicht zu ermitteln ist und weil bedingt 

durch die Fruchtfolge auf den Äckern diese Besiedlung und die daraus folgende Abundanz 

inkonsistent ist. 

Bei „häufigen bzw. weit verbreiteten Arten“ kann jedoch auch „angenommen werden, dass die 

betroffenen Tiere auf andere Flächen ausweichen können“ (LAU 2024).8 Welche Arten häufig 

oder weit verbreitet sind, obliegt der fachlichen Einschätzung. Für die Feldlerche jedenfalls 

sollte darüber bei durchschnittlich ca. 140.000 Revieren und einer außerhalb der großen 

Waldgebiete praktisch lückenlosen Verbreitung in Niedersachsen (KRÜGER et al. 2014) trotz 

ihrer Gefährdung kein Zweifel bestehen. Ob ein geringer Verlust von Brutpaaren der 

Feldlerche durch Flächenkompensationen auszugleichen sind, war daher rechtlich umstritten. 

Mittlerweile geht die Rechtsprechung jedoch nicht nur davon aus, dass der Art 

Ersatzlebensräume zur Verfügung gestellt werden müssen, sondern dass die Zahl der durch 

die Baumaßnahme auf einer Eingriffsfläche verlustig gegangenen Brutpaare nicht nur 

auszugleichen ist, sondern dass auf der Kompensationsfläche zu bilanzieren ist, welcher 

Zugewinn an Revieren der aktuellen Besiedlungsgröße gegenübersteht. Erst wenn dieser 

Wert bekannt ist, ist ein Ausgleich als rechtlich gesichert zu betrachten.9 

Dass es im weiteren Bereich um die geplante Eingriffsfläche zu weiteren erheblichen 

Brutplatzverlusten kommen wird, ist eher unwahrscheinlich, da die Solarparks hier kaum 

Vermeidungswirkungen entfalten. Aufgrund der geringen Höhe der Modulreihen sowie der 

Singularität anderer höherer Strukturen werden die Solarparks nicht als vertikale Elemente 

von den Vögeln wahrgenommen. Kursorische Untersuchungen in den Solarparks der Region 

lassen jedenfalls auf keine bzw. nur geringe Meidung des nahen Parkumfeldes durch 

Feldbrüter schließen (Datenarchiv Büro Corax). 

�
8 BVerwG, Beschl. V. 06.03.2014 �  9 C 6.12 
9 OVG Lüneburg, Beschluss v. 02.12.2024, Az.: 1 MN 12/24 
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Der Ausgleich der Brutpaarverluste erfolgt durch funktionserhaltende Maßnahmen. Der 

räumliche Bezug dieser Maßnahmen hat artspezifisch gewählt zu werden. Dieser ist bei einer 

Art, deren Lage der Reviere abhängig von der Fruchtfolge auf den Ackerflächen jährlich 

wechselt, großzügig auszulegen. Kompensationsmaßnahmen für die Feldlerche müssen 

daher keinen unmittelbaren räumlichen Bezug zum Lebensstättenverlust haben, sondern es 

muss lediglich sichergestellt sein, dass sie innerhalb der lokalen Population erfolgen.  

Die Maßnahmenfläche muss im zeitlichen Verhältnis zum Eingriff, demgemäß zur Verfügung 

stehen, wenn die ursprüngliche Fläche nicht mehr besiedelbar ist. Ein Wirksamkeitsnachweis 

ist hingegen nicht erforderlich, sondern es ist sicherzustellen, dass der aufgewertete 

Lebensraum von den eingriffsbetroffenen Individuen mit hoher Wahrscheinlichkeit 

angenommen wird. In der aktuellen Rechtsprechung wird sogar nur eine „mittlere 

Wirksamkeitswahrscheinlichkeit“ als ausreichend erachtet (LAU 2024).10 

  

�
10 Unter Bezug auf ein Urteil des BVerwG v. 31.03.2023 – 4 A 10.21 
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Sonstige Arten 

Häufig beschränkt sich der Verlust an Brutvögeln durch PVA-Projekte auf reine Feldbrüter. 

Feldlerchen sind dabei aufgrund ihrer Häufigkeit und ihrer Verbreitung am meisten betroffen. 

In diesem Projekt erweitern sich vor allem die baubedingten Wirkungen auch auf Arten der 

Halboffenlandschaft und des Waldes.  

Den Festsetzungen im Vorentwurf des Bebauungsplans war zu entnehmen, dass die linearen 

Gehölzbestände innerhalb des Projektgebietes nicht erhalten bleiben. Bei den häufigen 

Brutvogelarten ist anzunehmen, dass sie auf andere Flächen ausweichen können. Das ist vor 

allem für silvicole Arten wie Amsel oder Mönchsgrasmücke vorauszusetzen.  

Gebüschreiche Agrarflächen sind aber in der Umgebung der Planungsfläche nicht sonderlich 

verbreitet, so dass die eher seltenen oder gefährdeten Arten der gebüschreichen 

Halboffenlandschaft von dem Verlust an heckenähnlichen Strukturen besonders betroffen 

wären. 

Die Anwendung der Privilegierung zum Schädigungsverbot gemäß § 44 Abs. 5 Nr. 3 

BNatSchG setzt voraus, dass „die für den konkret betroffenen lokalen Bestand die von der 

betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätte wahrgenommen Funktion vollständig erhalten 

bleibt, indem entweder im räumlichen Zusammenhang weitere bzw. andere geeignete 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätten zur Verfügung stehen oder durch funktionserhaltende 

Maßnahmen ohne zeitlichen Bruch bereitgestellt werden“ (Lau 2024).11 Die Voraussetzungen 

sind für die eher seltenen oder gefährdeten Arten des Halboffenlandes im Projektgebiet nicht 

gegeben, weil die Landschaftsstruktur entsprechende Lebensräume nicht oder nicht in 

ausreichendem Umfang bereithält und weil funktionserhaltende Maßnahmen für Gehölzbrüter 

ohne zeitlichen Bruch nicht möglich sind. Das Verschlechterungsverbot ist für diese Arten ohne 

Einschränkung anzuwenden. 

Die Gewährung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG verbliebe somit als einzige 

Möglichkeit zur Realisierung des Projektes, ohne auf die Entfernung der Gehölzstrukturen zu 

verzichten. Dafür müssen die Ausnahmevoraussetzungen erfüllt sein (s. Kap. 5.8). 

§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4 BNatSchG setzt als Möglichkeit zur Erteilung einer Ausnahme fest, 

dass das Projekt „im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit 

einschließlich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung oder der maßgeblich 

günstigen Auswirkungen auf die Umwelt“ ist. Zentrales Anliegen der öffentlichen Sicherheit ist 

�
11 Unter Bezug auf BVerwG, Urt. v. 18.03.2009 – 9 A39.07; BVerwGE 133, 239 (Rn. 67) 
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die Gewährleistung der Energieversorgung, wozu speziell der Ausbau regenerativer Energie 

gehört. 

Eine weitere Voraussetzung für die Anwendung des § 45 Abs. 7 BNatSchG ist die 

Alternativenprüfung. Die Erfüllung dieser Voraussetzung kann gemeinhin in einem 

artenschutzrechtlichen Fachbeitrag nicht geprüft werden. Die Alternativenprüfung setzt 

voraus, dass zur Realisierung eines Projektes vom Planungsträger geprüft wird, ob zumutbare 

Alternativen existieren. Planungsträger ist in diesem Fall der Träger der Bauleitplanung, 

demgemäß die Stadt Moringen, deren Aufgabe es wäre, im Bereich der kommunalen 

Zuständigkeit alle prinzipiell geeigneten Flächen für den Betrieb von Photovoltaikparks geprüft 

zu haben. Ob es zumutbare Alternativen zu dem gewählten Standort gibt, ist letztlich Aufgabe 

der artenschutzrechtlichen Prüfung durch den Landkreis Northeim und ist daher in der Folge 

nicht mehr Bestandteil des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags. 

Die dritte Voraussetzung für die Gestattung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ist 

das Verbot der Verschlechterung des Erhaltungszustandes der durch die Realisierung des 

Projektes betroffenen Arten des Anh. IV der FFH-Richtlinie und der Europäischen Vogelarten. 

Anh.-IV Arten sind vom Vorhaben nicht betroffen (s. Kap. 4.2). Bei den Brutvögeln ist der 

Verlust der Feldbrüterreviere kompensierbar, so dass sich die Prüfung auf die 

gehölzbewohnenden Arten der geplanten Eingriffsfläche beschränken kann. Die Vorkommen 

dieser Arten sind in Kap. 4.2 dargestellt.  

Die Prüfung des Erhaltungszustandes der dort nachgewiesenen Brutvogelarten erfolgt auf 

naturschutzfachlicher Basis, entzieht sich jedoch in letzter Konsequenz objektiven 

Bewertungskriterien, weil diese für das Bundesland Niedersachsen nur rudimentär vorliegen. 

Das wirft die Frage nach dem Bezugsraum der Bewertung auf. Bei diesem unterscheidet die 

Rechtsprechung hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Verbote. Anders als beim 

Störungsverbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist in Bezug auf Abs 1 und Abs. 3 des 

Gesetzes „nicht allein der Erhaltungszustand der lokalen Population maßgeblich, sondern es 

muss eine gebietsbezogene Gesamtbetrachtung angestellt werden, die auch die anderen 

(Teil-)Populationen einer Art in ihrem natürlichen Verbreitungsgebiet in den Blick nimmt (LAU 

2024).12  

Zunächst sind jedoch die Beeinträchtigungen auf die betroffenen lokalen Populationen zu 

prüfen (BICK & WULFERT 2017). Darauffolgend sind Naturräume auf höheren Ebenen in den 

�
12 BVerwG Urt. v. 28.03.2013 – 9 A 22.11; BVerwGE 146,145 (Rn. 135) 
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Blick zu nehmen, sofern die Auswirkungen auf der Ebene der Lokalpopulation als neutral 

eingeschätzt werden können. 

In der Realität stößt diese Bewertung jedoch bereits auf der untersten Ebene, nämlich der 

Lokalpopulation, auf teilweise unüberbrückbare Probleme, weil die notwendigen 

Datenunterlagen nicht vorhanden sind. Insofern muss man sich neben den eigenen 

vieljährigen Erfahrungen bei der Bewertung auf die Roten Listen und Vorwarnlisten beziehen, 

die in Niedersachsen maximal auf einer höheren regionalen Ebene (Hügel- und Bergland) 

existieren (KRÜGER & SANDKÜHLER 2022). Für einige Arten liegen darüber hinaus 

Einschätzungen auch des Bewertungszustandes vor, die mittlerweile aber in die Jahre 

gekommen sind (NLWKN 2011). 

Weil die Gewährung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG aufgrund einer fehlenden 

Alternativenprüfung durch die planende Kommune nicht umsetzbar ist, wurde das Projekt 

insofern umgewandelt, dass die Gehölzreihen innerhalb der zur Bebauung vorgesehenen 

Fläche nunmehr erhalten bleiben. Um den Lebensraum der in den Gehölzen brütenden Arten 

nicht zu verengen, wird der Abstand zu den Gehölzen nächstgelegenen Modulreihen auf 

mindestens 10 Meter, beginnend von der Bestandskante, festgesetzt. Dieser Abstand zu den 

Modulreihen im Anschluss an die wegbegleitenden Gehölze ist verzichtbar. Die Gehölze 

bleiben nach dem Bau der Module in drei Richtungen offen, so dass sich die Habitatqualität 

der wenigen in den Gehölzen brütenden Vögel nicht messbar verschlechtern dürfte. 

Betriebsbedingte Wirkungen  können bei Solarparks nur als Störungen auftreten. Das 

Störungsverbot gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG kann nur einschlägig werden, wenn die 

Störungen das Erheblichkeitskriterium erfüllen. Dieses gilt dann, „wenn sich durch die Störung 

der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert“. 

Als „günstig“ wird der Erhaltungszustand einer lokalen Population nach Art. 1 Buchst. i) FFH-

RL definiert, wenn 

·  aufgrund der Daten über die Populationsdynamik der Art anzunehmen ist, dass die Art 

ein lebensfähiges Element des natürlichen Lebensraumes, dem sie angehört, bildet 

und langfristig bilden wird, 

·  das natürliche Verbreitungsgebiet dieser Art weder abnimmt noch in absehbarer Zeit 

vermutlich abnehmen wird, 

·  ein genügend großer Lebensraum vorhanden ist und wahrscheinlich weiterhin 

vorhanden sein wird, um langfristig ein Überleben der Population dieser Art zu sichern. 

Für die Europäischen Vogelarten ist die Definition analog anzuwenden. 
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Bei den Vogelarten, die in einem nahen Umfeld zur geplanten Maßnahme brüten und die 

eventuell beeinträchtigt werden könnten, ist nach Maßgabe der FFH-Richtlinie überwiegend 

zu unterstellen, dass für diese kein ungünstiger Erhaltungszustand besteht. 

Aber auch bei Arten mit einem günstigen Erhaltungszustand kann sich deren Situation durch 

einen Eingriff deutlich messbar verschlechtern. Das ist bei dem in der Nahumgebung des 

geplanten Eingriffsgebiets vorgefundenen Artenspektrum jedoch nicht zu erwarten, sofern die 

Störungsgefährdung durch eine Bauzeitenbeschränkung ausgeschlossen wird.  

Verstöße gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG sind für feldbrütende 
Vögel unter Beachtung der in Kap. 5.7 genannten Maßnahmen nicht zu erwarten.  

Für die gehölzbewohnenden Arten ergibt sich kein Verstoß gegen die Verbotstatbestände des 
§ 44 Abs. 1 BNatSchG, wenn die Gehölze erhalten bleiben und der definierte Bauabstand zu 
den Gehölzen bewahrt bleibt. 

Kriechtiere, Lurche und Fische 

Verstöße gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG sind für Kriechtiere, 
Lurche und Fische aufgrund von Lebensraum- und Arealrestriktionen nicht zu erwarten.  

Wirbellose Tiere 

Nach Anh. IV der FFH-Richtlinie streng geschützte Wirbellose kommen im 
Untersuchungsgebiet nicht vor.  

Verstöße gegen die Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG sind daher für Wirbellose 
Tiere nicht zu erwarten. 

5.7 Vermeidungs-, Schutz- und Kompensationsmaßnahme n 

Eine Bauzeitenregelung ist hinsichtlich der Brutvögel zwingend und generell einzuhalten, 

sofern keine rechtlich zulässigen Vermeidungsmaßnahmen durchgeführt werden.�

5.7.1 Feldbrüter 

Kompensationsmaßnahmen für den Verlust von Brutplätzen der Feldbrüter sind mit Blick auf 

die aktuelle Rechtslage und der relativ hohen Siedlungsdichte der Feldlerche verbunden mit 

der absoluten Zahl der Reviere erforderlich.  

Eine Kompensation von acht, mindestens aber sechs Revieren ist bei Umsetzung des im 

Bebauungsplan festgesetzten Eingriffsfläche erforderlich.  

Die funktionserhaltenden Maßnahmen sollten in einem Bereich stattfinden, für den man eine 

lokale Population definieren kann. Als solchen könnte man die offene bzw. halboffene 
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landwirtschaftlich geprägte Landschaft zwischen Weper, Ahlsburg und Leineholz benennen. 

Um den rechtlich geforderten Individuenbezug zu gewährleisten, sollte die Entfernung der 

Kompensationsflächen zu den Brutvorkommen 5.000 Meter nicht überschreiten. 

Eine Festsetzung zu Lage und Größe der Kompensationsflächen und zur Art der 

Bewirtschaftung kann erst dann erfolgen, wenn die Eignung der Flächen geprüft wurde. Dabei 

sind Kriterien wie Größe der einzelnen Flächen, derzeitige Besiedlung, Hanglage und 

Exposition, Abstände zu vertikalen Landschaftsstrukturen usw. zu beachten. Eine Verlagerung 

der konkreten Maßnahmen auf die Eingriffsregelung ist sinnvoll. 

Bereits im Vorfeld ist jedoch festzusetzen, dass die Anlage von Feldlerchenfenstern als 

alleinige funktionserhaltende Maßnahme nicht ausreichend ist, um den artenschutzrechtlichen 

Erfordernissen gerecht zu werden. Feldlerchenfenster gelten im Allgemeinen als 

kostengünstige und effektive Maßnahme, um die Siedlungsdichte der Vögel zu erhöhen 

(MORRIS 2009). Allerdings stellte JOEST (2018) im Rahmen eines großangelegten 

Feldversuchs in der Hellwegbörde (Kreis Soest, Nordrhein-Westfalen) keinen signifikant 

positiven Effekt auf die Siedlungsdichte der Feldlerche fest.  

Kleinflächig und kurzfristig kann es zu Abundanzsteigerungen kommen, die jedoch langfristig 

wirkungslos bleiben, wenn das Umfeld hinsichtlich der Nahrungsbedingungen nicht verbessert 

wird. Feldlerchenfenster sollten insofern immer von einer artgerechten Bewirtschaftung im 

Umfeld begleitet werden. Bei einer Bewirtschaftungsoptimierung kann auf die Anlage von 

Feldlerchenfenstern auch vollständig verzichtet werden. 

5.7.2 Arten der Gehölze 

Für die Gehölzbrüter sind mit Ausnahme der Abstandswahrung der Modulreihen zu den 

Gehölzen keine Schutzmaßnahmen durchzuführen.  

5.8 Prüfung der Ausnahmetatbestände 

Durch den Verzicht auf die Entfernung der Gehölzreihen innerhalb des geplanten Baufeldes 

erübrigt sich die Beantragung einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG. 

6 Gebietsschutz 

Das. Projektgebiet liegt ca. 1.300 Meter östlich des NSG „Weper, Gladeberg und Aschenburg“, 

welches in diesem Bereich teilweise flächenidentisch mit dem FFH-Gebiet „Weper, Gladeberg 

Aschenburg“ ist. Die Notwendigkeit einer FFH-Verträglichkeitsvorprüfung ergibt sich daraus 

nicht. 
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7 Biotoptypen 

Die Kartierung der Biotoptypen wurde nach dem Kartierschlüssel für Biotoptypen in 

Niedersachsen (VON DRACHENFELS 2021) am 09.08.2024 durchgeführt. Die Bewertung 

erfolgte nach VON DRACHENFELS (2024). 

Der Großteil der geplanten Eingriffsfläche ist dem Biotoptyp „Basenarmer Lehmacker“ 

zuzuordnen. Die Gehölzbestände bestehen überwiegend aus „Strauchhecken“, ein kleiner 

Teilbereich aus „Strauch-Baum-Hecken“. Die Wirtschaftswege liegen außerhalb des 

Geltungsbereiches des Bebauungsplans. 
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Tab. 4: Liste der Biotoptypen mit Wertstufen und Fl ächenanteilen 

Code Biotoptyp LRT Schutz Wertstufe Fläche in ha 

AL Basenarmer Lehmacker    I 17,03 

HBE 
Sonstiger 
Einzelbaum/Baumgruppe  

  III 0,035 

HFM Strauch -Baum -Hecke   III 0,023 

HFS Strauchhecke    III 0,413 

OVW Weg   I 0,093 

LRT = Lebensraumtyp nach FFH-Richtlinie, Anh. I 
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Abb. 6: Karte der Biotoptypen (Bauleitplanung) 
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